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Globale Fragen erfordern lokale Antworten: Anregungen saarländischer

Initiativen zur Europa- und Kommunalwahl am 25. Mai 2014.

Das Netzwerk Entwicklungspolitik im Saarland e.V. (NES) hat  anlässlich der am 25. Mai anstehenden Europa- und Kommu-

nalwahlen Initiativen aufgerufen ihre Anregungen zu globalen Fragestellungen zu formulieren, welche lokales Engagement

erfordern. Die saarländischen Kandidatinnen und Kandidaten sollen über den vorliegenden Rundbrief eine inhaltliche

Rückmeldung erhalten, welches Engagement die Initiativen sich in ausgewählten Politikbereichen wünschen.

Positionen beigetragen haben die Organisationen Ramesch e.V., attac Saar, Germanwatch und das NES. Sechs Kurzbeiträge

von der europäischen Flüchtlingspolitik über das momentan verhandelte Freihandelsabkommen bis hin zum nachhaltigen

kommunalen Beschaffungswesen sind hierbei entstanden. Die aufgeführten Positionen spiegeln die im Saarland geführten

zivilgesellschaftlichen Debatten zu globalen Themen nicht komplett wider. Der vorliegende Rundbrief kann daher nur ein

erster Aufschlag sein. Zukünftig angedacht ist daher eine Ergänzung und inhaltliche Weiterentwicklung. Der Ball liegt nun

auf Seiten der Politik, um nach dem Wahltag den Dialog über die vorgebrachten Positionen zu vertiefen und gemeinsame

Antworten auf globale Fragen zu finden.

Europas Flüchtlingspolitik braucht eine Wende

In vielen Teilen der Welt werden religiöse, ethnische und politische Minder-

heiten eingeschüchtert, unterdrückt und zur Flucht gezwungen. In einigen

Ländern werden Menschen auch durch die Folgen struktureller Umwelt- und

Wirtschaftsentwicklungen zur Auswanderung genötigt. Hierzu gehören Kli-

mawandel, unzureichende Anbauflächen für Kleinbauern, Hungerlöhne,

Fleischkonsum statt Pflanzennahrung, Biospritpflanzen statt Nahrungspflan-

zen, Land Grabbing, Spekulation mit Nahrungsmitteln, Mangel an Bevorra-

tung für Zeiten von Hungersnöten sowie Kriege und Unterdrückung. Getrie-

ben von der Perspektivlosigkeit in ihrer Heimat und der Hoffnung auf ein

besseres Leben, verlassen Menschen ihre Familien und wagen die Fahrt übers

Mittelmeer – manchmal auf die Gefahr hin, ihr Leben auf der Flucht zu verlie-

ren. Europa jedoch baut immer höhere Mauern um sich herum, um sich vor

diesen Flüchtlingen abzuschotten. Wenn es den Menschen dann doch gelingt,

lebendig in einem europäischen Land anzukommen, sind sie nicht selten dem

Protest und Angriffen von Rechtsextremen ausgesetzt. Die  Demonstrationen

vor Flüchtlingsunterkünften in jüngester Vergangenheit, die insbesondere von

rechten und rechtspopulistischen Parteien und Gruppierungen initiiert und

benutzt werden, um Ressentiments und Vorurteile gegenüber schutzsuchen-

Verschiedene Gruppen aus den europäi-
schen Flüchtlings- und Migrantenbewe-
gungen haben im Mai und Juni einen
Protestmarsch von Straßburg nach Brüssel
organisiert um gegen ausschließende und
rassistische politische Maßnahmen der EU
zu demonstrieren.
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den Menschen zu schüren zeugen davon. Die Potentiale und Talente der schutzsuchenden Menschen sollen gewürdigt und

genutzt  sowie ihre Integration in unsere Gesellschaft befördert werden. Sollten die Flüchtlinge kein dauerhaftes Aufent-

haltsrecht bei uns bekommen und wieder in ihre Heimatländer zurückgeschickt werden oder von sich aus zurückgehen

wollen, sollten sie zumindest eine berufliche Perspektive erhalten. Dies könnte man als einen wichtigen Beitrag zur Entwick-

lungsförderung in den Krisenländern der Erde sehen.

Ramesch – Forum für Interkulturelle Begegnung e.V.

Für eine humane Flüchtlingspolitik

Für eine humane Flüchtlingspolitik auf lokaler, nationaler und europäischer Ebene braucht es kurz-, mittel- und langfristige

Initiativen.

Kurzfristig muss die Situation der Menschen, die auf der Suche nach Schutz oder einer menschenwürdigen Lebensgrundlage

nach Deutschland kommen, deutlich verbessert und ihre Rechte gestärkt werden, um Ihnen eine Perspektive zu bieten –

auch jenseits des 18. Lebensjahres. Es braucht ein koordiniertes Einwanderungsrecht in Europa, die Garantie fairer Asylver-

fahren, die Stärkung des Rechtes auf Bewegungsfreiheit und die Entkriminalisierung von Flüchtlingen.

Mittelfristig ist es eine dringende Notwendigkeit, auf europäischer Ebene eine an den Menschrechten orientierte gemein-

same Flüchtlings- und Asylpolitik zu beschließen, die legale Fluchtwege eröffnet und einen Schutzraum für Flüchtlinge bie-

tet, anstatt die Abwehr von Flüchtlingen an Transitländer zu delegieren, die im Verdacht stehen, Menschenrechte zu miss-

achten. Die erfolgreiche Abwehr von Flüchtlingen an den Erhalt von Entwicklungshilfegeldern zu koppeln oder diese Gelder

gar für den Aufbau von diesbezüglichen Sicherheitsmaßnahmen zu verwenden, stellt eine nicht hinnehmbare Praxis dar.

Und langfristig muss eine kongruente Politik auf nationaler und internationaler Ebene betrieben werden, die alle Politikfel-

der umfasst, und welche die Ursachen der Flucht, insbesondere von Armut und Ausbeutung, bekämpft. Hierzu ist es zentral,

die Handlungsspielräume international tätiger Konzerne einzudämmen und politische Entscheidungen auf nationaler und

europäischer Ebene daran zu orientieren, dass Entwicklungschancen in den rohstoffreichen Ländern des Südens nicht ver-

nichtet werden. Auch Verbraucherinnen und Verbraucher müssen sich ihrer Verantwortung im globalen Kontext bewusster

werden. Hierfür sind enorme Bildungsanstrengungen erforderlich.

Ulrike Dausend - Netzwerk Entwicklungspolitik im Saarland e.V.
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TTIP – Freihandel um jeden Preis?

Die Verhandlungen für das transatlantische Freihan-

delsabkommen zwischen der Europäischen Union  (ca.

500 Mio Einwohner) und den Vereinigten Staaten von

Nordamerika (ca. 300 Mio Einwohner) standen von

Beginn an unter keinem guten Stern. Denn eigentlich

lautete die Abkürzung dafür „TAFTA“: (Transatlantic

Free Trade Area). Da aber gerade das 1994 zwischen

den USA, Kanada und Mexiko geschlossene „NAFTA“

(North American Free Trade Agreement) ein zweifel-

haftes Jubiläum feierte und von allen Seiten kritisiert

wurde, benannte man die Verhandlungen in „TTIP“

(Transatlantacic Trade and Investment Partnership) um. In den USA hatte NAFTA zur Abwanderung von einer Million Ar-

beitsplätzen geführt, in Mexiko die Kleinbauern ruiniert und in allen drei beteiligten Ländern zu enormem Lohndruck ge-

führt. Lediglich das reichste Prozent der Bevölkerung in den USA hat von NAFTA profitiert.

TTIP: Mastkur für Konzerne

Auch TTIP nützt vor allem den großen Konzernen. Und kann sehr schädlich für die Verbraucher werden. Während in Europa

zum Schutz von Umwelt und Gesundheit das Vorsorge-Prinzip gilt, können in den USA beispielsweise Chemikalien problem-

los so lange auf den Markt gelangen, so lange nicht nachgewiesen ist, dass sie schädlich sind. Wer hingegen in der EU einen

chemischen Stoff produzieren oder importieren will, muss auf eigene Kosten einen umfangreichen Sicherheitsbericht zu

dessen möglichen Auswirkungen auf  Mensch und Umwelt vorlegen.

Rindfleisch in Milchsäure, Hühnchen in Chlor…

In vorauseilendem Gehorsam hatte die EU im Februar 2013 das Importverbot für US-Rindfleisch aufgehoben, welches mit

Milchsäure desinfiziert wurde. Ein EU-Verhandler erklärt dazu: „Die USA hatten bestimmte Bedingungen für den Start der

Verhandlungen gestellt. Wir wollten ihnen zeigen, dass Europa liefern kann.“ Das erinnert alles sehr an Kolumbien, wo die

Regierung bereits ein halbes Jahr vor dem Abschluss der Verhandlungen zwischen der EU, Kolumbien und Peru per Gesetz

alle Bauern dazu verdonnerte, ihre Milch zu pasteurisieren. Seitdem gehen die kolumbianischen Bauern zu Zehntausenden

auf die Straße. Aktuell sind über 100.000 Campesinos aus 15 kolumbianischen „Departamentos“ (Bundesstaaten) beteiligt

an der Fortsetzung der „Agrarstreik“ genannten Proteste. Sie fordern eine Neuverhandlung des Freihandelsabkommens mit

den USA sowie eine Aussetzung des Abkommens mit Peru und der EU.

Private Schiedsgerichte

In Europa, wo es deutlich weniger Kleinbauern als in Mexiko und Kolumbien gibt, haben vor allem die privaten Schiedsge-

richte, die wesentlicher Bestandteil von TTIP sein sollen, für große Empörung gesorgt. So sollen in Zukunft Konzerne die

Möglichkeit haben, Staaten zu verklagen: Aktuell verklagt der Zigarettenkonzern Philipp Morris das Land Uruguay auf zwei
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Milliarden US-Dollar Schadensersatz, weil dessen Regierung Warnhinweise auf Zigarettenschachteln druckt. Entschieden

wird über die Klage nicht vor einem demokratischen Gericht, sondern die Entscheidung über immerhin fünf Prozent des

uruguayischen Bruttoinlandsproduktes liegt in den Händen von Wirtschaftsanwälten.

Demokratie geht anders… Geheimverhandlungen gefährden die Demokratie. Wir sind für ein alternatives Verhandlungs-

mandat. TTIP muss eingemottet werden.

Thomas Schulz - Attac Saar

www.attac-saar.de/cms/pages/ttip-stoppen.php

Brüssels Klimapolitik braucht mehr Druck aus Paris und Berlin

Europa entscheidet in den nächsten Monaten über die Zukunft seiner Klima und Energiepolitik. Mit Blick auf den

UN-Klimagipfel 2015 in Paris und die EU Klima- und Energieziele für 2030 wäre ein deutsch französisches Klimatandem sehr

hilfreich. Die neue Bundesregierung soll sich für ambitionierte Ziele in der EU einsetzen:

Die Treibhausgas-Emissionen der EU sollen um mindestens 55 Prozent bis

 2030 reduziert werden.

Der Anteil Erneuerbarer Energien am Energieverbrauch der EU soll bis

 2030 bei 45 Prozent liegen.

Der Energieverbrauch der EU soll bis 2030 um 40 Prozent gesenkt werden.

Es ist ein positives Signal, dass Frankreich und Deutschland im Februar 2014 vereinbart haben, sich gemeinsam für Erneuer-

bare Energien und Klimaschutz in Europa einzusetzen. Allerdings ist es enttäuschend, dass beide Regierungen nur mindes-

tens 40 Prozent Treibhausgasreduktion bis 2030 für die EU anstreben wollen. National verpflichtende Ziele für den Ausbau

von Erneuerbaren Energien und Energieeffizienz fehlen im Weißbuch der Kommission ganz.

Stefan Rostock | Eine Welt-Promotor für Klima und Entwicklung - Germanwatch in Bonn, in:
Eine Welt Netz NRW - Projektbrief Europa
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GLOBALES LERNEN IM RAHMEN EINER BILDUNG FÜR NACHHALTIGE ENT-

WICKLUNG

Eine Orientierungshilfe in Zeiten der Globalisierung

Um gesellschaftliche Entwicklung in Deutschland, Europa

und weltweit in Richtung einer sozial, ökologisch und öko-

nomisch verträglichen Zukunftsfähigkeit zu fördern, bedarf

es massiver Anstrengungen im Bereich der schulischen und

außerschulischen Bildung. Es geht um nicht weniger, als

globale Zusammenhänge zu erkennen und zu verstehen, in

eine Wertediskussion über Fairness und Gerechtigkeit

einzutreten und Handlungsalternativen aufzuzeigen, um

den Weg vom Erkennen zum Handeln überhaupt finden zu

können.

Damit richtet sich der Blick des Globalen Lernens im Rah-

men einer Bildung für Nachhaltige Entwicklung auf den

Wandel von Strukturen und Mechanismen in allen Lebens-

bereichen, aber auch auf die konkrete Lebens- und Arbeitssituation von Menschen in aller Welt. Die spezifischen Anknüp-

fungspunkte können – je nach Alter und Vorwissen von Kindern, Jugendlichen und Erwachsenen – sehr unterschiedlich sein.

Seien es Herkunft und Produktionsbedingungen von Schokolade oder T-Shirts, seien es der Klimawandel oder LandGrabbing

als Ursachen für Flüchtlingsbewegungen oder seien es die Mechanismen und Wirkungen des Welthandels und der Globali-

sierung: Das Globale Lernen bringt Vernetzungen zutage und fragt nach der eigenen Verstrickung darin; es ist somit ein

Bildungsprogramm, das den Leitsatz der Rio-Konferenz von 1992 ernst nimmt „Global Denken – Lokal Handeln“.

Methodisch setzt das Globale Lernen auf Partizipation und Interaktion, d.h. dass erfahrungsbasiertes Lernen und Erleben im

Mittelpunkt stehen.

Um jungen – aber auch älteren – Menschen eine bessere Orientierung in einer zunehmend komplexen Welt zu geben, sollte

dem Globalen Lernen im Rahmen einer Bildung für Nachhaltige Entwicklung ein stärkeres Gewicht in der formalen und

informellen Bildung zugestanden werden.

Auf Ebene der Kommunen und Landkreise wäre die Etablierung und Stärkung von Bildungslandschaften erforderlich, die

alle relevanten Akteure zur Optimierung der Bildungsanstrengungen vor Ort ins Gespräch miteinander bringen. Als Schul-

träger haben die Kommunen und Landkreise erheblichen Einfluss auf die Beschaffungspraxis. Diese an Kriterien der Nach-

haltigkeit zu orientieren, z.B. in Form von fair gehandelten Bällen, Recyclingpapier oder bio-regional-fairer Verpflegung.

Dieser „Kulturwandel“ könnte einen konkreten Anlass für erfahrungsbasiertes Lernen in Schulen liefern. Auch im Rahmen

der außerschulischen Bildung könnte das stärkere Engagement kommunaler und freier Bildungsträger im Bereich des Glo-

balen Lernens eine große Chance bieten.

Auf europäischer Ebene wäre die Förderung des Wissens- und Erfahrungsaustauschs für alle im Arbeitsfeld von Globalem

Insbesondere aus Anlass der Fußballweltmeisterschaft  der
Männer ist das Schwerpunktthema der diesjährigen 7.
Entwicklungspolitischen Bildungstage im Saarland (EPO-
BITS) ist Lateinamerika
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Lernen/ Bildung für Nachhaltige Entwicklung beteiligten Akteure, seien es Lehrerinnen und Lehrer, Schülerinnen und Schü-

ler, Referentinnen und Referenten von Bildungsträgern und Nichtregierungsorganisationen, Verwaltungsangestellte und

Unternehmen, sehr hilfreich und befruchtend.

Ulrike Dausend – Netzwerk Entwicklungspolitik im Saarland e.V.

Globales Lernen im Rahmen der interkulturellen Bildung

Vielfalt - eine Bereicherung unserer Gesellschaft

Akzeptanz und Integration von Menschen unterschiedlicher

Herkunft, Religion und Kultur sollte aktiv gefördert werden, um

zum gegenseitigen Verständnis beizutragen.

Dies geschieht am besten durch verschiedene Begegnungen

und Kommunikation auf der Grundlage, dass alle Menschen

gleichwertig sind. Ein friedliches und gleichberechtigtes Mitei-

nander in unserer Gesellschaft trägt wesentlich zur gegenseiti-

gen Integration bei.

Damit Verständnis für die jeweilige Kultur und das jeweilige

Einzelschicksal entsteht, sollte von früh an mit der Erziehung

zur Interkulturalität und zum Eingehen auf andere Kulturen

und Menschen begonnen werden. Je früher die Begegnungen

und der Austausch zwischen den Kulturen stattfinden, desto eher lassen sich Vorurteile vermeiden bzw. abbauen. Dies

verstehen wir als Friedenserziehung und dafür steht das interkulturelle Lernen von Kindesbeinen an.

Gerade Kinder sind noch sehr neugierig, offen und unvoreingenommen, nicht nur gegenüber anderen Religionen und Kultu-

ren, die ihnen bisher „fremd“ waren. Durch gezielte Präventionsarbeit im Elementarbereich und an den Schulen lernen

Schüler/-innen, Pädagogen/-innen und auch Eltern Unterschiede und Gemeinsamkeiten der Kulturen kennen. Eigene Posi-

tionen können dabei hinterfragt werden und gemeinsam nach neuen Lösungsstrategien bei evtl. Konflikten gesucht wer-

den. Durch eine bewusste Friedenserziehung und antirassistische Präventionsarbeit werden Kinder und Eltern offener und

aufgeschlossener gegenüber Menschen anderer Herkunft und Religion. Dabei kann die eigene Kultur und Tradition reflek-

tiert werden und wird dann auch gerne weiter gegeben. Gegenseitiges Interesse und Verständnis wirkt Vorurteilen, Diskri-

minierung und Ausgrenzung entgegen.

Ramesch e.V. informiert u.a. auch durch den „Themen-
koffer Antirassismus“, der als Instrument dient, um mit
Schulklassen oder Jugendgruppen zu arbeiten, die mehr
über Antirassismusarbeit erfahren sollen.
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Deshalb begrüßen wir die Unterstützung und Förderung von Programmen zur interkulturellen Erziehung und antirassisti-

scher Sensibilisierungsarbeit. Wir sehen auch die Notwendigkeit, stärker in Weiterbildungsangebote im Bereich Antirassis-

mus, Vielfalt und Diversität für pädagogische Fachkräfte zu investieren.

Ramesch – Forum für Interkulturelle Begegnung e.V.

Nachhaltigen Einkauf in saarländischen Kommunen fördern

Jährlich kaufen Bund, Länder und Kommunen Waren und Dienst-

leistungen für ca. 480 Milliarden Euro ein. 60% dieser Ausgaben

entfallen auf Kommunen. Das Netzwerk Entwicklungspolitik im

Saarland e.V. sieht die öffentliche Hand auf der Ebene der Kom-

munen und Landesverwaltung in einer besonderen Verantwor-

tung ihre Nachfragemacht zu nutzen und Impulse zu setzen zur

Stärkung von sozial und ökologisch verantwortlich erstellten Pro-

dukten, indem diese bevorzugt eingekauft werden.

Dies kann bezüglich der Einbeziehung von Umweltaspekten übri-

gens auch zu Kosteneinsparungen führen, wie eine Studie im Auftrag der Europäische Kommission aus dem Jahre 2009

festgestellt hat. Das saarländische Tariftreuegesetz ermöglicht bereits jetzt eine stärkere Berücksichtigung von Umwelt- und

Sozialstandards in der öffentlichen Auftragsvergabe.

Sich am Beispiel Niederlande orientierend, fordert das NES bis 2017 die Berücksichtigung von Nachhaltigkeitskriterien bei

50% der öffentlich eingekauften Waren und Dienstleistungen für Kommunen und die Landesverwaltung. Hierfür erforder-

lich ist in einem ersten Schritt die Erhebung der bereits eingekauften Volumina, welche in einem jährlich zu aktualisieren-

den Nachhaltigkeitsbericht zu veröffentlichen wären.

Harald Kreutzer – Netzwerk Entwicklungspolitik im Saarland e.V.

Öko-faire Berufsbekleidung bei der FA!R in der Messe
Westfalen Hallen Dortmund
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Neue Anreize für Nachhaltige Beschaffung auf EU-Ebene

Im März 2014 trat eine neue EU-Richtlinie in Kraft, nach der öffentliche Einrichtungen Anbieter bevorzugen können, die bei

der Produktion faire Arbeitsbedingungen einhalten und ökologische Kriterien berücksichtigen.

Die Richtlinie erlaubt es öffentlichen Einrichtungen allerdings weiterhin, allein nach dem niedrigsten Preis zu entscheiden –

trotz gegenteiliger Aufrufe von zivilgesellschaftlichen Organisationen und Teilen des Europäischen Parlaments. „Es ist nicht

akzeptabel, dass die EU durch den Einkauf der preiswertesten Waren und Dienstleistungen ausbeuterische Arbeitsbedin-

gungen, Lohndumping, Umweltverschmutzung und Klimawandel weiterhin legitimiert und unterstützt“, so Johanna Fincke,

Referentin für nachhaltige öffentliche Beschaffung von der Christlichen Initiative Romero. Sie resümiert: Damit fördert die

Richtlinie weiterhin die,‚,Geiz ist geil‘-Maxime vieler Mitgliedstaaten - auf Kosten von Mensch und Natur.“

Das Netzwerk Entwicklungspolitik im Saarland e.V. sieht die künftigen Mitglieder des Europaparlamentes in der Verantwor-

tung die Rahmenbedingungen zu schaffen, um eine allein auf den niedrigsten Preis fixierte Einkaufspolitik der öffentlichen

Hand einzudämmen, wenn dies auf Kosten von Mensch und Umwelt geht.

Harald Kreutzer – Netzwerk Entwicklungspolitik im Saarland e.V.
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